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Kassenführung bei Festzelt- und Schaustellerbetrieben in Bayern

Die ordnungsgemäße Kas-

senführung ist ein wesentli-

cher Bestandteil einer  

ordnungsgemäßen Buch-

führung. Die Kassenfüh-

rung bei Volksfesten stellt 

die betroffenen Unterneh-

mer aufgrund des temporä-

ren Charakters von Volks-

festen und der Masse an 

Gästen vor besondere  

Herausforderungen. Die-

ses Informationsblatt soll 

als praxisnahe Hilfestel-

lung zur Erfüllung der steu-

erlichen Aufzeichnungs-

pflichten von Festzelt- und 

Schaustellerbetrieben in 

Bayern dienen. Bitte be-

achten Sie jedoch, dass es 

sich um eine vereinfachte 

Darstellung der rechtlichen 

Grundlagen der Kassen-

führung handelt. Für wei-

tere Fragen stehen neben 

den Angehörigen der steu-

erberatenden Berufe auch 

die Finanzämter zur Verfü-

gung. 

Allgemeines zur Kassenführung

Jeder Geschäftsvorfall 

muss sich in seiner Entste-

hung und in seiner Abwick-

lung, also von Anfang bis 

Ende, verfolgen lassen.  

Die Vorschriften der Abga-

benordnung verlangen, 

dass die Buchungen und 

sonst erforderlichen Auf-

zeichnungen vollständig 

(vollzählig und lückenlos), 

richtig (inhaltlich korrekt), 

zeitgerecht (zeitnah) und 

geordnet (systematisch, 

übersichtlich, eindeutig und 

nachvollziehbar) aufzu-

zeichnen ist. Kassenein-

nahmen und Kassenaus-

gaben sind darüber hinaus 

täglich einzeln festzuhal-

ten. 

Darf ich eine offene Ladenkasse nutzen oder muss ich eine elektronische Kasse 
verwenden?

In Deutschland besteht 

keine Registrierkassen-

pflicht. Unternehmen kön-

nen somit eine offene La-

denkasse (z. B. 

Geldkassetten und andere 

Utensilien zur Aufbewah-

rung von Bargeld ohne  

Einsatz technischer Hilfs-

mittel) führen. Auch bei der 

Verwendung einer offenen 

Ladenkasse sind die Anfor-

derungen an eine ord-

nungsgemäße Kassenfüh-

rung einzuhalten. 

Grundsätzlich ist – ver-

gleichbar wie bei einer Re-

gistrierkasse – die Auf-

zeichnung eines jeden 

einzelnen Handelsgeschäf-

tes mit ausreichender Be-

zeichnung des Geschäfts-

vorfalls erforderlich. 
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Die Pflicht zur Einzelauf-

zeichnung besteht bei Ver-

wendung einer offenen La-

denkasse aus 

Zumutbarkeitsgründen bei 

Verkauf von Waren an eine 

Vielzahl von nicht bekann-

ten Personen 

gegen Barzahlung nicht. 

Die Einnahmen können un-

ter diesen Voraussetzun-

gen stattdessen anhand ei-

nes sogenannten 

Kassenberichtes nachge-

wiesen werden. 

Dafür ist der gesamte ge-

schäftliche Bargeldbestand 

täglich zu zählen. 

Nutzung einer elektronischen Kasse – was ist zu beachten?

Bei elektronischen oder 

computergestützten Kas-

sensystemen oder Regist-

rierkassen handelt es sich 

um elektronische Aufzeich-

nungssysteme, die grund-

sätzlich durch eine zertifi-

zierte technische 

Sicherheitseinrichtung 

(TSE) zu schützen sind.  

Welche elektronischen 

Aufzeichnungssysteme 

über eine TSE verfügen 

müssen, wird u. a. durch 

eine Rechtsverordnung 

(Verordnung zur Bestim-

mung der technischen An-

forderungen an elektroni-

sche Aufzeichnungs- und 

Sicherungssysteme im Ge-

schäftsverkehr - Kassensi-

cherungsverordnung) fest-

gelegt. Zudem ist die 

verpflichtende Belegaus-

gabe bei elektronischen 

Aufzeichnungssystemen 

zu beachten. Danach muss 

für den Kunden zwingend 

ein Beleg erstellt und die-

sem zur Verfügung gestellt  

werden (Belegerstellungs-

pflicht). Ein Belegausdruck 

lediglich auf Verlangen des 

Kunden ist nicht ausrei-

chend. Der Beleg kann 

elektronisch oder in Papier-

form zur Verfügung gestellt 

werden. Eine Verpflichtung 
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ht die Möglichkeit einer 
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Befreiung von der Belegausgabepflicht – wie funktioniert das?

Jedes Unternehmen, das 

ein elektronisches Auf-

zeichnungssystem mit 

Kassenfunktion nutzt, hat 

dem Kunden einen  

Kassenbeleg über den  

Geschäftsvorfall zur  

Verfügung zu stellen. 

Eine Befreiung von der Be-

legausgabepflicht kommt 

auf Antrag nur dann in  

Betracht, wenn nachweis-

lich eine sachliche Härte für 

den einzelnen Unterneh-

mer besteht. Diese liegt 

vor, wenn z. B. durch hö-

here Gewalt eine Be-

legausgabe nicht möglich 

(Stromausfall, Wasser-

schaden, 

Ausfall der Belegausgabe-

einheit usw.) oder wenn die 

Belegausgabepflicht für 

den Steuerpflichtigen im 

konkreten Einzelfall unzu-

mutbar ist. Eine Unzumut-

barkeit kann bestehen, 

wenn aufgrund der örtli-

chen Gegebenheiten und 

Rahmenbedingungen eine 

geordnete Belegausgabe 

und Übergabe praktisch 

nicht gewährleistet werden 

kann. Der Antrag auf Be-

freiung von der Belegaus-

gabepflicht sollte umfas-

send und detailliert die 

Gründe der Unzumutbar-

keit wiedergeben. 

Er sollte auch darlegen, für 

welchen Zeitraum die Be-

freiung begehrt wird. 

Elektronische Bereitstellung von Belegen – Sinnvolle Alter
gabe

Der Beleg kann elektro-

nisch oder in Papierform 

zur Verfügung gestellt wer-

den. Zur Erfüllung der  

Belegausgabepflicht ist es 

beispielsweise ausrei-

chend, elektronisch er-

zeugte Kassenbelege auf 

einem Server zum Abruf 

bereitzustellen und dem 

Kunden den Downloadlink, 

z. B. als QR-Code-Anzeige 

auf einer elektronischen  

Bestellhilfe oder einem 

Kundendisplay zur Verfü-

gung zu stellen. Die  

Bereitstellung und Möglich-

keit der Entgegennahme ist 

ausreichend. D.h. der 

Kunde ist nicht verpflichtet 
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t formlos an das für die 

stsetzung der Steuer zu-

ändige Finanzamt zu stel-

n. Die geltend gemachten 

ründe werden in jedem Fall 

sondert geprüft. Bitte be-

hten Sie in diesem Zusam-

enhang, dass die Bearbei-

ng Zeit in Anspruch 

hmen kann. Kümmern Sie 

ch deshalb rechtzeitig um 

ne Beantragung.
native zur Papieraus-

n Beleg herunter zu  

den. 
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füllung der Belegausgab

licht nicht erforderlich. 
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Meldung eines elektronischen Aufzeichnungssystems an das Finanzamt – was 
muss ich wann melden?

Steuerpflichtige, die TSE-

pflichtige elektronische 

Aufzeichnungssysteme 

verwenden, sind verpflich-

tet, ihrem zuständigen Fi-

nanzamt eine Mitteilung mit 

Angaben zum elektroni-

schen Aufzeichnungssys-

tem und der verwendeten 

TSE zu erstatten (vgl. 

§ 146a Absatz 4 AO). 

Bei Kurzfrist-Leihgeräten 

gelten die gleichen Regeln 

wie bei Kauf, Leasing, 

Miete o. ä. Der Entleiher 

hat seine Mitteilungspflicht 

nach § 146a Abs. 4 AO  

gegenüber der Finanzbe-

hörde zu erfüllen. 

Von Seiten des Bundesmi-

nisteriums der Finanzen 

(BMF) wurde als Hilfestel-

lung für die Steuerpflichti-

gen eine Ausfüllanleitung 

zur Verfügung gestellt, wel-

che Erläuterungen zu allen 

zu übermittelnden Anga-

ben enthält. 
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öglichkeit steht seit dem 

 Januar 2025 zur Verfü-

ng. Die Mitteilung hat nach

tlich vorgeschriebenem 

atensatz durch Datenfern-

ertragung (z.B. ELSTER  

er Drittanbieter) zu erfol-

n.
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Gibt es Kontrollen seitens der Finanzbehörden?

Es gibt die Möglichkeit der 

unangekündigten Kassen-

Nachschau. Die Kassen-

Nachschau ist ein eigen-

ständiges Verfahren zur 

zeitnahen Aufklärung steu-

ererheblicher Sachverhalte 

unter anderem im Zusam-

menhang mit der ord-

nungsgemäßen Erfassung 

von Geschäftsvorfällen.  

Die Kassen-Nachschau 

bietet den Finanzbehörden 

die Möglichkeit, während 

der üblichen Geschäftszeit, 

ohne Anmeldung und mit 

nur geringem bürokrati-

schen Aufwand Kontrollen 

durchzuführen. Die Prü-

fung darf von jedem damit 

betrauten Amtsträger der 

Finanzverwaltung durchge-

führt werden. Überprüft 

wird vor allem der ord-

nungsgemäße Einsatz des 

elektronischen Aufzeich-

nungssystems. Es kann 

aber auch die offene La-

denkasse und die damit 

verbundenen Aufzeichnun-

gen geprüft werden. Dar-

über hinaus müssen auf 

Verlangen sämtliche Auf-

zeichnungen, Bücher und 

die für die Kassenführung 

erheblichen sonstigen Or-

ganisationsunterlagen vor-

gelegt sowie Auskünfte 

dazu erteilt werden. Gege-

benenfalls muss eine Ein-

sichtnahme in die digitalen 

Daten gewährt werden o-

der auch Daten (über die 

einheitlich digitale Schnitt-

stelle) zur Verfügung ge-

stellt werden. Für die Un-

ternehmen bietet die 

Kassen-Nachschau die 

Gelegenheit, etwaige Män-

gel in der Kassenführung 

zeitgerecht zu beseitigen. 
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yerischen Finanzbehör-

n, die eine Kassen-Nach-

hau durchführen, weisen 

ch immer mit einem Dienst-

sweis aus. Darüber hinaus 

ergibt der Prüfer einen 

üfungsauftrag.  
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Beispiel „Erlöserfassung in Festzeltbetrieben mittels offener Ladenkasse und 
elektronischer Registrierkasse“

Die komplexen organisatorischen Abläufe in einem Festzeltbetrieb erfordern eine gut dokumen-

tierte Kassenführung. Folgende grundsätzliche Regelungen sind insbesondere zu beachten:  

Es besteht keine gesetzliche Pflicht zur Verwendung eines elektronischen Aufzeichnungssys-

tems. Werden ausschließlich offene Ladenkassen verwendet, besteht keine Belegausgabepflicht. 

Werden eines oder mehrere elektronische Aufzeichnungssysteme verwendet, sind diese grund-

sätzlich zur Aufzeichnung sämtlicher Erlöse zu verwenden.  

Ist für einen räumlich oder organisatorisch eindeutig abgrenzbaren Bereich aus technischen 

Gründen oder aus Zumutbarkeitserwägungen eine Erfassung über das vorhandene elektronische 

Aufzeichnungssystem nicht möglich, wird es nicht beanstandet, wenn zur Erfassung dieser Ge-

schäftsvorfälle zusätzlich eine offene Ladenkasse verwendet wird. Die Erfüllung vorgenannter 

Voraussetzungen (also z. B. besondere räumliche Verhältnisse, spezifische Abläufe, u. ä.) müs-

sen in der Verfahrensdokumentation ausreichend dokumentiert werden. Beispielsweise findet bei 

manchen Festzeltbetrieben ein Verkauf von Biermarken an das Bedienpersonal über eine offene 

Ladenkasse statt, während Speiseverkäufe über ein elektronisches Kassensystem abgewickelt 

werden. 

Der Erwerb der Wertmarken durch das Bedienpersonal auf eigenes Risiko und die Weitergabe 

des dafür erhaltenen Produkts an den Gast stellen zwei verschiedene Geschäftsvorfälle dar, die 

hinsichtlich der Belegausgabepflicht gesondert zu betrachten sind. Wird zur Abrechnung mit dem 

Gast ausschließlich eine Kellnerbörse verwendet, so kann von einer offenen Ladenkasse ausge-

gangen werden. Eine Belegausgabepflicht gegenüber dem Gast besteht in diesen Fällen nicht. 

Für den Wirt besteht eine Belegausgabepflicht für den Verkauf der Wertmarken gegenüber dem 

Bedienpersonal, sofern dieser über ein elektronisches Kassensystem abgewickelt wird. 

Für Verkaufsstände in Festzelten mit direktem Kundenkontakt gelten die allgemeinen Regeln. 

Wird eine elektronische Kasse verwendet, besteht eine Belegausgabepflicht. Bei Verwendung 

einer offenen Ladenkasse besteht keine Belegausgabepflicht.  

In Zweifelsfällen kann ein Antrag auf Befreiung von der Belegausgabepflicht nach § 146a AO 

oder auf Erleichterung von Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten nach § 148 AO beim Fi-

nanzamt gestellt werden. In jedem Fall empfiehlt sich aus Gründen der Rechtssicherheit eine 

vorherige Kontaktaufnahme mit dem Finanzamt. 
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Beispiel „Erlöserfassung bei Fahrgeschäften mit offener Ladenkasse“ 

Bei vielen Fahrgeschäften 

wird für die Erlöserfassung 

eine offene Ladenkasse 

eingesetzt. Eine Belegaus-

gabepflicht besteht in  

diesen Fällen nicht. Soweit 

auf eine Einzelaufzeich-

nung aus Zumutbarkeits-

gründen

 verzichtet werden kann, 

kann die Ermittlung der Ta-

geslosung durch Kassen-

sturz erfolgen.  

Für Dokumentationszwe-

cke sind in diesen Fällen 

sog. Kassenberichte zu 

führen.  

Welche Unterlagen zur Kassenführung sollte ich u.a. vorhal
beachten?

• Erstellen Sie (ggf. in Zu-

sammenarbeit mit ihrem 

steuerlichen Berater) eine 

aussagekräftige Verfah-

rensdokumentation zur 

Kassenführung.   Be-

dienungsanleitungen der 

eingesetzten Aufzeich-

nungssysteme sollten vor 

Ort vorhanden sein. 

• Prüfen Sie, ob die einge-

setzten elektronischen  

Aufzeichnungssysteme 

den gesetzlichen Anforde-

rungen entsprechen (z.B. 

hat meine Kasse eine 

TSE?). 

• Prüfen Sie, wie die ge-

setzlich geforderte Be-

legausgabepflicht beim  

Einsatz elektronischer Auf-

zeichnungssysteme mit 

Kassenfunktion eingehal-

ten werden kann. 

• Melden Sie eingesetzte 

elektronische Aufzeich-

nungssysteme dem zu-

ständigen Finanzamt 

• Stellen Sie sicher, dass 

Informationen zur Kassen-

führung und die Daten der 

Kasse jederzeit für Prü-

fungszwecke zur Verfü-

gung stehen.  

• Auch bei Leihgeräten sind 

die damit erzeugten Kas-

sendaten entsprechend 

den steuerlichen  
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fzubewahren.
ten und was sollte ich 

ufbewahrungsvorschrif-

n zu archivieren.  

Informieren Sie ihr Perso-

al über die gesetzlichen 

nforderungen zur Kas-

nführung und zur Be-

gausgabepflicht. 

Informieren Sie ihr Perso-

al über das Instrument der 

assen-Nachschau und 

as im Falle einer Durch-

hrung zu beachten ist. 
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ss sämtliche Unterlagen 

d Daten vor Verlust / Un-
rgang geschützt sind.
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Verantwortlichkeit für die Kassenführung 

Für die Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung und etwaig eingesetzter elektronischer Aufzeich-

nungssysteme ist allein der Steuerpflichtige verantwortlich. 

Steuerliche Grundlagen und Ordnungsmäßigkeitskriterien

Die gesetzlichen Anforderungen in Bezug auf die Kassenführungen ergeben sich aus steuerlicher 

Sicht insbesondere aus: 

• der Abgabenordnung 

(AO), insbesondere 

§§ 145, 146, 146a und 147 

AO unter Berücksichtigung 

der Änderungen durch das 

Gesetz zum Schutz vor 

Manipulationen an digita-

len Grundaufzeichnungen 

(Kassengesetz), sowie den 

dazugehörigen Anwen-

dungserlassen 

• der Verordnung zur Be-

stimmung der techni-

schen Anforderungen an 

elektronische Aufzeich-

nungs- und Sicherungs-

systeme im Geschäfts-

verkehr 

(Kassensicherungsverord-

nung – KassenSichV) 

Weitere Regelungen und 

Hinweise: 

• Grundsätze zur ord-

nungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Bü-

chern, Aufzeichnungen 

und Unterlagen in elektro-

nischer Form sowie zum 

Datenzugriff (GoBD) 

• FAQ zu allgemeinen Fra-

gen zum Kassengesetz auf 

der Homepage des BMF 

• Ausfüllanleitung zur Mit-

teilung über elektronische 

Aufzeichnungssysteme auf 

der Homepage des BMF 

• DSFinV-K (Digitale 

Schnittstelle der Finanzver-

waltung für Kassensys-

teme) auf der Homepage 

des BZSt 
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e umsatzsteuerlichen  

fzeichnungs- und Aufbe-

ahrungspflichten zu beach-

n.
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